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Am 10. Oktober haben die Kirgisen ein
neues Parlament gewählt. Entgegen vieler
Befürchtungen verliefen Wahlkampf und
Wahltag friedlich.Die Wahl wird von vielen
Beobachtern als die freieste und fairste be-
wertet, die es bisher in einem zentralasiati-
schen Land gegeben hat. Ein Sieg der De-
mokratie nach einem Jahr voll Chaos und
Anarchie? Leider nein, mustergültige Wah-
len zwar, aber ihre Ergebnisse zeugen nicht
von demokratischen Grundüberzeugun-
gen der Wähler, zudem besteht die Gefahr,
dass auf ihrer Grundlage keine stabile, ar-
beitsfähige Regierung entstehen wird. Und
die braucht das arme, in diesem Jahr an den
Rand eines failed state geratene Land drin-
gend.

Bisher sind 2010 vier einschneidende
Ereignisse in der kleinen Hochgebirgsre-
publik Kirgistan zu verzeichnen gewesen.
Anfang April wurde, nach Demonstratio-
nen im ganzen Land, Präsident Kurmanbek
Bakijew aus dem Amt getrieben. Es wurde
geschossen und es gab 86 Tote. Der Präsi-
dent flüchtete in seine Heimat im Süden
des Landes und versuchte dort seine An-
hänger zu mobilisieren, um mit ihrer Hilfe

die Rückkehr ins Amt zu erzwingen. Ver-
treter der internationalen Gemeinschaft
konnten ihn aber zum offiziellen Rücktritt
und Verlassen des Landes bewegen. Mit-
glieder seiner großen Familie betrieben
dennoch weiterhin seine Rückkehr ins Amt
und ließen den Süden des Landes nicht zur
Ruhe kommen. Sie waren nicht die einzi-
gen Unruhestifter. Unter Bakijew, der 2005
nach dem unblutigen Sturz seines Vorgän-
gers Askar Akajew von der Bevölkerung
mit großer Mehrheit gewählt worden war,
hatte sich eine extreme Form korrupter
Familienwirtschaft mit Verbindungen ins
kriminelle Milieu etabliert. Staatliche Äm-
ter auf allen Ebenen wurden aufgrund von
Familienbeziehungen und Korruption ver-
geben, das Land als eine Art Pfründe be-
trachtet. Die gewaltigen ausländischen Ent-
wicklungshilfegelder führten so weniger
zu einer Verbesserung der Lebenssituation
der Bevölkerung, als zu einer des Konto-
standes vor allem der Familie des Präsiden-
ten und ihres Umfeldes. Offensichtlich
führte der Sturz Bakijews zu Neuvertei-
lungskämpfen. Aber auch in der normalen
Bevölkerung gab und gibt es zunehmend
Menschen, die, nachdem schon zum zwei-
ten Mal die Führung des Landes wegen
Amtsmissbrauch und Bereicherung aus
dem Amt gejagt worden war, jeden Glau-
ben an Recht und Gerechtigkeit verloren
haben und Eigentumsrechte, Gesetze und
staatliche Personalentscheidungen nicht
mehr akzeptieren, sondern auf das Recht
der Straße setzen.
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Die Situation eskalierte im Juni in den
allseits bekannt gewordenen pogromarti-
gen Ereignissen in der im Süden gelegenen
zweitgrößten Stadt des Landes Osch. Bis
jetzt ist umstritten, von wem die Gewalttä-
tigkeiten – Mord,Vergewaltigungen,Brand-
stiftungen – ausgingen, was ihr tatsäch-
licher Hintergrund war und wie hoch die
Zahl der Opfer wirklich ist. Selbst offizielle
kirgisische Quellen nennen mehr als 400
Tote und mehrere Tausend Verletzte und
geben an, dass sich mehr als doppelt so vie-
le Usbeken unter den Opfern befinden als
Kirgisen. Ihre Zahl ist auch deshalb so hoch,
weil Sicherheitskräfte verspätet eingriffen
und die Übergangsregierung sich der Situa-
tion als nicht gewachsen erwies. Diese Re-
gierung hatte sich unmittelbar nach dem
Sturz des Präsidenten aus Vertretern der
Opposition gebildet. Schon im politischen
Kampf gegen das Regime Bakijew – und
zuvor in der Opposition zu seinem Vorgän-
ger Akajew – waren die führenden Opposi-
tionellen nicht in der Lage gewesen, kons-
truktiv zusammenzuarbeiten, persönliche
Machtambitionen oder Animositäten für
ihr gemeinsames Ziel, z.B. einen neuen Prä-
sidenten, zurückzustellen. Und auch jetzt in
der Regierungsverantwortung standen of-
fensichtlich nicht die drängenden Proble-
me des Landes, sondern der persönliche
Machtkampf und die Interessen der eigenen
Klientel im Vordergrund.Während der Ge-
walttätigkeiten im Süden waren die meisten
Minister auf Tauchstation. Nur die eben-
falls nach dem Sturz Bakijews ins Amt ge-
kommene Interimspräsidentin Rosa Otun-
bajewa versuchte mäßigend zu wirken. Die
allgemeine Schwäche der Regierung wurde
im August geradezu beispielhaft vorgeführt,
als der Bürgermeister der südlichen Groß-
stadt Osch sich durch Aktivierung seiner
Bürger erfolgreich gegen eine Absetzung
durch die Zentralregierung wehren konnte.

In einem waren sich die Regierungs-
mitglieder aber einig, sie wollten dem Land
schnell eine neue Verfassung geben. Sie
wurde in Rekordzeit erarbeitet.Auch durch

die Unruhen Anfang Juni, die gefährlich
angeheizte Stimmung, den Ausnahmezu-
stand, die Flüchtlinge und die zerstörte
Infrastruktur ließen sie sich nicht beirren.
Ende Juni wurde die neue Verfassung in
einem landesweiten Referendum von der
Bevölkerung mit über 90 % der Stimmen
angenommen. In Reaktion auf die Erfah-
rungen der letzten beiden Jahrzehnte wird
die Macht des Präsidenten zugunsten von
Premier/Regierung und Parlament einge-
schränkt, ein Ein-Parteien-Parlament un-
möglich gemacht. Kirgistan hatte schon
Anfang der 90er Jahre eine Verfassung,
nach der das Parlament weitgehende Voll-
machten hatte. Sie waren vom Präsidenten
nicht aus reiner Machtbesessenheit einge-
schränkt worden, sondern weil sich die
Machtteilung in der Praxis nicht bewährte.
Ein ständiger Machtkampf zwischen Parla-
ment und Präsident paralysierte das staatli-
che Leben, wobei es nicht um Sachfragen
ging, sondern um Macht, Prestige und Pri-
vilegien – während die Bevölkerung im-
mer mehr verarmte und die Wirtschaft in
Trümmern lag. Man darf gespannt sein, ob
sich die heutigen Politiker verantwortungs-
bewusster verhalten.

Die nach der jetzigen Parlamentswahl
erforderliche Bildung einer Regierungs-
koalition stellt die erste Nagelprobe dar.
Fünf Parteien schafften den Einzug in die
Volksvertretung. Die Bevölkerung hat mit
ihrer Wahlentscheidung ihrer Unzufrie-
denheit mit der Übergangsregierung Aus-
druck verliehen. Zu Recht. Sie hat dies aber
getan, indem sie mehrheitlich für die Rück-
kehr zum System des starken Führers vo-
tiert hat. Das Ergebnis zeigt zudem die
starke Nord-Süd-Spaltung des Landes an.

Noch haben nicht alle beteiligten Par-
teien das Wahlergebnis anerkannt, es gibt
Proteste und sogar Forderungen nach An-
nullierung der Wahl. Sicherlich wird es
irgendwann zu einer Regierungsbildung
kommen. Entscheidend ist dann, ob sie ar-
beitsfähig sein wird, ob sie einen Weg fin-
det, gemeinsam mit der Präsidentin, die
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nach wie vor auch entscheidende Machtbe-
fugnisse hat, zu regieren und wie lange das
Bündnis hält. Bisherige Erfahrungen stim-
men da skeptisch. Dabei ist eine arbeitsfä-
hige, starke Regierung dringender erforder-
lich denn je, wenn Kirgistan zur Ruhe kom-
men soll: Das zentrale staatliche Macht-
monopol muss wieder durchgesetzt, Wie-
deraufbau und Befriedung des Südens be-
trieben, die durch die Ereignisse des Jahres
schwer erschütterte Wirtschaft des sowieso
armen Landes angekurbelt werden u.v.m.

Keine Demokratie
rechtsstaatlichen Typs

Zusammenfassend muss man heute also
leider feststellen, dass auch mit neuer Ver-
fassung und nach mustergültigen Wahlen
die Lage in Kirgistan instabil ist. Die Ur-
sache ist aber weder ein zuviel an Demo-
kratie, wie aus Russland und den autori-
tären Nachbarstaaten verlautet, noch ein
zuwenig als Folge des Machtausbaus auto-
ritärer Präsidenten, wie man vielfach aus
dem Westen hören kann. Es waren nicht
die beiden bisherigen macht- und geld-
hungrigen Präsidenten allein, deren Politik
zu undemokratischen und instabilen Zu-
ständen geführt hat. Auch regierungsnahe
wie oppositionelle Politiker, ihre Parteien,
NGOs wie Wähler agieren nach Auskunft
kirgisischer Wissenschaftler nach Wert-
maßstäben und Loyalitäten, die sich von
den westlichen Demokratien zugrunde lie-
genden zutiefst unterscheiden. Am augen-
fälligsten ist die starke Orientierung an
Personen, v.a. die überragende Bedeutung
von familiärer und regionaler Herkunft.
Mit der Einführung demokratischer Insti-
tutionen ist so nur eine äußere Hülle ge-
schaffen worden, die im Inneren nach an-
deren Regeln und Werten funktioniert.
Dass dies nicht nur wie in den Nachbar-
staaten zu undemokratischen Zuständen
führte, sondern akut die Stabilität des Staa-
tes infrage stellte, hat u.a. mit dem Beginn

des Systemwandels in Kirgistan zu tun.
Askar Akajew war als Newcomer in der
Politik ein äußerst schwacher Präsident, der
im Kampf um die Macht viel mehr ver-
fassungsmäßige Kompetenzen auf sich ver-
einigte, als er ausfüllen konnte und damit
vor allem auf regionaler und lokaler Ebe-
ne der unkontrollierten Herrschaft von
Familien- und Herkunftsgruppen Tür und
Tor öffnete. Dies, aber natürlich auch die
ganz ungenierte Ausplünderung des Staa-
tes durch die beiden Präsidenten, verstärk-
te die Spannungen in dem geografisch, na-
tional und sozial gespaltenen, armen Land
und untergrub zudem das Rechtsempfin-
den seiner Bürger. Diese haben inzwischen
zwei Mal die Erfahrung gemacht, dass die
Macht der Straße die Politik entscheiden-
der beeinflussen kann als Wahlen. Von da-
her ist die Ausgangssituation für eine De-
mokratisierung heute in mancher Hinsicht
heute sogar schwieriger als vor 20 Jahren.

Hier soll weder der Wert der Demokra-
tie in Frage gestellt, noch gar einem ganzen
Staat die Demokratiefähigkeit abgespro-
chen werden, doch scheint es im Interesse
Kirgistans, unvoreingenommen die Ergeb-
nisse von knapp 20 Jahren Demokratieför-
derung zu bewerten. Der bisher verfolgte
Weg, v.a. auf demokratische Verfassungen,
Institutionen und Wahlen zu drängen, hat
nicht zum gewünschten Erfolg geführt.
Offensichtlich sind viel mehr Zeit und Ge-
duld nötig als vom Westen erwartet. Kir-
gistan wird sich einen eigenen, weniger
direkten Weg unter Einbeziehung der eige-
nen Werte, Gesellschafts- und Herrschafts-
strukturen suchen müssen. Westliche Poli-
tik sollte aktuell weniger auf die Bildung de-
mokratischer Institutionen und die formal
richtige Abhaltung von Wahlen drängen,
sondern vielmehr auf Vertrauensbildung,
v.a. zwischen den Menschen, aber auch in
staatliche Institutionen und Gesetze sowie
den Kampf gegen die Korruption, d.h. auf
den Aspekt Rechtsstaatlichkeit i.w.S., damit
wird dann auch wieder die Einhaltung der
Menschenrechte stärker gewährleistet sein.
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